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VII A 3 - 7092.6 - 812/60 Bonn, den 21. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Agrarsubventionen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Richarts, Bauknecht, 
Dr. Frey und Genossen 
— Drucksache 2289 — 


Vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bun- 
desregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Die EWG-Kommission hat bisher die einzelnen Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft nicht aufgefordert, ihr eine detaillierte Auf- 
stellung aller Agrarsubventionen zu geben. 

Nachdem das Problem der Wettbewerbsverzerrungen inner- 
halb der Gemeinschaft und der damit zusammenhängenden 
Frage der Agrarsubventionen im Rahmen der Erörterungen 
über die Beschleunigungsmaßnahmen auf dem Agrarsektor 
zur Sprache gekommen ist, steht zu erwarten, daß die EWG- 
Kommission nunmehr an die Regierungen der Mitgliedstaaten 
der EWG herantreten wird, um Aufschluß über alle Agrar- 
subventionen zu erhalten. Es wird zur Zeit geprüft, wie eine 
Erfassung aller Agrarsubventionen erreicht werden kann. 

Zu 2. 

Ja; die Bundesregierung hat grundsätzlich keine Bedenken, 
der EWG-Kommission eine detaillierte Aufstellung aller Agrar- 
subventionen zu geben, sofern die Regierungen der übrigen 
Mitgliedstaaten der EWG ebenfalls dazu bereit sind. 

Zu 3. 

Die von den übrigen Mitgliedstaaten der EWG geleisteten di- 
rekten und indirekten Agrarsubventionen sind der Bundesre- 
gierung nur bekannt, soweit sie in den Berichten der OEEC 
und des GATT enthalten sind. 
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Zu 4. 

Die Möglichkeiten, vollständige Auskünfte über alle Agrar- 
subventionen der Mitgliedstaaten der EWG zu erhalten, sind 
zur Zeit noch begrenzt. 

Die Bundesregierung ist bereit, das Parlament über das ihr 
verfügbare Material zu informieren. 

Zu 5. 

Nach Auffassung der Bundesregierung können Agrarsubven- 
tionen, insbesondere Exportsubventionen, wettbewerbsverzer- 
rende Wirkungen haben. 
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